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Einleitung  
 

Seien es die Betriebsratsgrün-

dungen der jungen, aus aller 

Welt stammenden Belegschaf-

ten bei Tech- und Finanz-Unter-

nehmen, die Arbeitskämpfe 

migrantischer Beschäftigter im 

online-Handel/Logistik oder die 

Eintritte angeworbener Kolle-

ginnen im Rahmen der Kran-

kenhausbewegung: In der Ent-

wicklung der ver.di-Mitglied-

schaft spiegelt sich deutlich wi-

der, dass sich Deutschland in 

den letzten Jahren zum zweit-

wichtigsten Einwanderungs-

land der OECD-Industrienationen entwickelt hat. Gleichzeitig nimmt auch die Vielfalt bei den hier 

aufgewachsenen und/oder schon lange lebenden Mitgliedern deutlich zu - Mitglieder mit Migra-

tionshintergrund sind die am stärksten wachsende demographische Gruppe in ver.di. 

 

Wir geben unseren vielen Mitgliedern mit Migrationshintergrund eine Stimme in der Politik und 

in der Gewerkschaft. Wir setzen uns dafür ein, Migration und Mobilität als gesellschaftliche  

Realität zu akzeptieren – und zu gestalten. Dafür brauchen wir eine aktive Antidiskriminierungs-

politik und gleiche Rechte in der Gesellschaft und in der Arbeitswelt.  

 

ver.di und die Vorgängerorganisationen nehmen bei den Themen Migration, Flucht und Integra-

tion seit Jahrzehnten solidarische Positionen ein. Wir unterstreichen, welche wichtige Wirkung die 

Integration in gute Arbeit hat und verstehen unsere Organisation und Demokratie am Arbeitsplatz 

als Gegenmodell zu Spaltung und Rassismus. Viele tausend Migrantinnen und Migranten enga-

gierten und engagieren sich in ver.di und in den Betrieben.  

Die Größenordnung, Bedeutung und Qualität dieses Engagements ist jedoch weitgehend  

unsichtbar, weil es noch nicht evaluiert und ausgewertet wird. 

 

Trotz der Belastungen durch die Corona-Krise und den fehlenden Möglichkeiten sich in Präsenz 

zu treffen, ist der Bundesmigrationsausschuss aktiv und handlungsfähig geblieben und hat in den 

vergangenen vier Jahren eine Vielzahl von Aktivitäten entwickelt. Zusätzlich zu den Schwierigkei-

ten durch die Pandemie gab es für das Gremium noch weitere Herausforderungen durch viele 

personelle Veränderungen im Vorstand. Der traurige, plötzliche Tod unserer Kollegin Emilija Mit-

rovic hinterließ eine große Lücke im BMA. Zusätzlich hat der Rücktritt zweier anderer Kolleg*innen 
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dafür gesorgt, dass innerhalb der Legislaturpe-

riode der BMA-Vorstand neu gewählt werden 

musste. Als neue Vorsitzende des Bundesmig-

rationsausschusses wurde die Kollegin Canan  

Yildirim, Bildungsreferentin bei Arbeit und Le-

ben in Hamburg, gewählt.  

Als Stellvertreter*innen wurden Serdar Kara, 

freigestellter Betriebsrat bei der Deutschen Post 

in Bremen und Hilary Bown, freie Journalistin 

aus Berlin, gewählt. 

Charly Johnson vertrat den BMA ab Mai 2022 

regulär im ver.di Gewerkschaftsrat. 

 
Eine Auswahl unserer Aktivitäten: 
 
 Engagement gegen Rassismus und Antise-

mitismus Anschlag in Hanau, Veranstaltung 
zur Herkunftsnennung von Tätern, Rassis-
mus in der Polizei 
 

 Fokus Betrieb: Covid-19 und Migration, 
Veranstaltungen zu Mitbestimmung und 
Migration, Handlungshilfe gegen Rassismus  

 

 Migration gestalten: Forderungen an Politik 
und Gesellschaft, Fachkräfteeinwanderung, 
Partizipation im Öffentlichen Dienst, Veran-
staltung zu den Bundestagswahlen 

 
 #KeinWirOhneUns - Einflussnahme in ver.di 

und dem DGB Traineeprogramm und Per-
sonalauswahl, Mitgliedergewinnung, Stär-
kung der Migrant*innen in ver.di und dem 
DGB 

 
 Bildungs- und Erinnerungsarbeit (Semi-

nare), Zusammenarbeit mit dem Bundes-
migrationsauschusses der IG Metall, unteil-
bar-Demo vor der Bundestagswahl, 60 
Jahre Anwerbeabkommen Deutschland – 
Türkei und Verleihung der Hans-Böckler 
Medaille an Erdogan Kaya 

 

 

 
1. ENGAGEMENT GEGEN RASSISMUS UND 

ANTISEMITISMUS 

Rassistisches Attentat in Hanau –  
Forderungen der Migrant*innen in ver.di 
 
Am 19. Februar 2020 ermordete ein rassisti-
scher Attentäter in Hanau neun junge Men-
schen, darunter einen Kollegen aus der IG BCE. 
Eine Woche später fand in Hanau eine De-
monstration in Gedenken an die Opfer statt, an 
der sich viele Kolleg*innen aus den ver.di Mig-
rationsausschüssen beteiligten.   
Nach dem Attentat berichtete Erdogan Kaya, 
der damalige Vorsitzende des BMA dem ver.di 
Bundesvorstand in einem Schreiben von den 
Eindrücken, die er vor Ort und im Betrieb wahr-
genommen hat. Viele Kolleg*innen haben auf-
grund der zunehmenden rassistischen Angriffe 
Angst um ihre Familien.  

 
Er forderte einen verstärkten Einsatz gegen 
Rechts und Alltagsrassismus und die Teilnahme 
und Organisation von betrieblichen Aktionen 
des Gedenkens. Bei vielen ver.di Gliederungen 
wurde dies sofort aufgegriffen und es gab an 
vielen Orten ein stilles Gedenken in Erinnerung 
an die Opfer.  
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Nationalität nennen? Veranstaltung im 
Rahmen der Woche gegen Rassismus 2020  

 

Im Rahmen der BMA-Sitzung Anfang 2020 

fand eine Veranstaltung zu der Frage statt, ob 

die Erwähnung der Nationalität von Tatver-

dächtigen bei Gewalttaten zu einer wahrheits-

getreuen Berichterstattung beiträgt. 

Als Redner*innen eingeladen waren der Medi-

enprofessor Thomas Hestermann, die Bundes-

geschäftsführerin der Deutschen Journalist*in-

nen-Union in ver.di Cornelia Berger und die Ge-

schäftsführerin der Neuen Deutschen Medien-

macher*innen Konstantina Vassiliou-Enz.  

 

Seit der Kölner Silvesternacht 2015/16 sind die 

Medien in Deutschland verstärkt dem Vorwurf 

ausgesetzt, dass sie Straftaten von Eingewan-

derten und Geflüchteten verschweigen oder 

verharmlosen würden. Viele Medien sind seit-

dem dazu übergegangen, die Herkunft von Tat-

verdächtigen öfter oder pauschal zu nennen. 

Das war der thematische Hintergrund der Ver-

anstaltung mit dem Titel „Wenn Herkunft doch 

eine Rolle spielt.“ In einer Studie hat Prof. Hes-

termann eine überproportionale Nennung von 

Migranten nachgewiesen. Er stellte fest, dass 

die Herkunft meist nur dann erwähnt wird, 

wenn die Tatverdächtigen Ausländer*innen 

sind. In Zeitungsberichten werden ausländische 

Tatverdächtige seitdem bis zu 32 Mal so häufig 

erwähnt, wie es ihrem statistischen Anteil in 

den Polizeiakten entspricht. Das Podium und 

das Publikum diskutierten intensiv darüber, wie 

die Medienanstalten in der Einwanderungsge-

sellschaft dafür sensibilisiert werden können, 

die Rechte von Menschen mit Einwanderungs-

geschichte zu wahren und alltäglich erfahrene 

Diskriminierung nicht zusätzlich zu legitimieren. 

 

 

Rassistische Netzwerke in der Polizei – 

BMA wendet sich an Bundesinnenminister 

Horst Seehofer und fordert Konsequenzen 

 

Aufgrund der besonderen Bedrohung von Mig-

rant*innen durch wiederholt öffentlich gewor-

dene rechtsextreme und rassistische Netzwerke 

in der Polizei, hat der BMA 2020 ein Schreiben 

an Bundesinnenminister Seehofer verfasst, in 

dem Konsequenzen und wirksame Schritte ein-

gefordert werden:  
 
„Im Interesse des Staates, der Bürger*innen 
und aller Angehörigen der Sicherheitsbehörden 
müssen diese Vorgänge lückenlos aufgeklärt, 
die Schuldigen bestraft und alle Vorkehrungen 
getroffen werden, um solche Vorkommnisse 
zukünftig zu verhindern. Wer hier nur von Ein-
zelfällen spricht, verkennt das Ausmaß des 
Problems.  
 
Unsere Wahrnehmung, dass es sich nicht um 
Einzelfälle handelt, sondern um ein strukturelles 
Problem, deckt sich bspw. mit der repräsentati-
ven Studie der Europäischen Grundrechteagen-
tur und entsprechenden Stellungnahmen von 
UN-Experten. Gleichwohl steht die große Mehr-
zahl der Beschäftigten in den Sicherheitsbehör-
den zweifellos fest auf dem Boden der Demo-
kratie und bedauert das Fehlverhalten ihrer Kol-
leg*innen. Mit jedem Zwischenfall aber wird 
das Vertrauen in den Staat erschüttert. Von Po-
lizeigewalt betroffene Bürger*innen glauben in 
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vielen Fällen nicht mehr an den Aufklärungswil-
len der Behörden. Zumeist müssen sie ihre Be-
schwerde bei der Stelle einreichen (der Polizei), 
von der die Diskriminierung ausging. Daher for-
dern wir unabhängige Stellen, sowohl auf Bun-
des- als auch auf Landesebene, mit angemesse-
ner Budget- und Personalausstattung, die un-
abhängig agieren, Sachverhalte von Diskrimi-
nierung und Polizeigewalt aufklären und ggf. 
auch strafrechtliche Untersuchungen anstren-
gen können. Ähnliche Institutionen gibt es be-
reits in einigen europäischen Ländern.  
 
Vor allem aber braucht es geeignete Maßnah-
men, um rassistischen und antidemokratischen 
Tendenzen entgegenzuwirken. Neben umfas-
senden Schulungen zum Demokratieverständ-
nis braucht es Korrektive, um frühzeitig kriti-
sche Tendenzen erkennen und verhindern zu 
können.“ 
 
Auch die Landesmigrationsausschüsse Bayern 
und NRW haben Schreiben mit ähnlichem Inhalt 
an ihre zuständigen politischen Verantwortli-
chen geschickt. Der Bundesinnenminister hat 
nicht auf das Schreiben reagiert.  

 

 
Wie begegnen wir Rassismus/Racial Profi-
ling durch die Polizei? Experte spricht beim 
BMA über die Einrichtung unabhängiger 
Beschwerdestellen  
 
Zur Sitzung im November 2020 wurde Eric Töp-

fer, wissenschaftlicher Mitarbeiter am Deut-

schen Institut für Menschenrechte eingeladen, 

der einen Vortrag zum Themenkomplex Rassis-

mus/Racial Profiling bei der Polizei und der Ein-

richtung von Beschwerdestellen hielt. Kollege 

Töpfer zeigte in seinem Input auf, dass das All-

gemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 

keine Möglichkeiten bietet, gegen die Un-

gleichbehandlung wie Racial Profiling durch die 

Polizei vorzugehen, da sich das AGG nicht auf 

das Handeln öffentlicher Institutionen bezieht. 

Daneben bestätigen viele Menschen, dass sie-

bei erlebtem Rassismus durch Behörden kein 

Vertrauen haben, sich an Stellen wie die Polizei 

zu wenden. Töpfer problematisierte, dass das 

Lagebild der Polizei zur Kriminalität vielfach ras-

sistisch eingefärbt sei, unabhängig von der ei-

genen Einstellung der einzelnen Polizisten.  

Vorstellung bestehender Anlaufstellen: 

 

Seit fast zwei Jahrzehnten empfehlen internati-
onale Menschenrechtsgremien Deutschland 
deshalb die Einrichtung von unabhängigen Stel-
len zur Untersuchung von Beschwerden gegen 
mutmaßliche Menschenrechtsverletzungen 
durch Angehörige der Polizei, wie es sie in zahl-
reichen anderen Staaten schon länger gibt. Hin-
tergrund dieser Empfehlungen ist die men-
schenrechtliche Verpflichtung, Betroffenen ein 
Recht auf wirksame Beschwerde zu garantieren 
und sicherzustellen, dass entsprechende Vor-
würfe unabhängig, angemessen, unverzüglich 
und öffentlich überprüfbar untersucht und Be-
troffene im Verfahren beteiligt werden. 
Töpfer stellte verschiedene Konzepte und Aus-
gestaltungen von Beschwerdestellen vor, die es 
in einigen Bundesländern wie Rheinland-Pfalz 
und Schleswig-Holstein bereits gibt. Auch das 
neue Berliner Landesantidiskriminierungsgesetz 
schließe hier eine Lücke. Es würde entgegen an-
derslautender Vorwürfe keine Beweislastum-
kehr vornehmen, sondern die Betroffenen stär-
ken, Diskriminierung überhaupt erstmal vorzu-
bringen.  
Daneben brauche es auch Ermittlungsstellen, 
um den Beschwerden unabhängig nachzuge-
hen. Der Bundesmigrationsausschuss wird die 
Thematik weiterverfolgen. 
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BMA-Solidaritätserklärung gegen Antisemitismus 
 
Angesichts der zunehmenden antisemitischen Übergriffe und Attacken hat der Bundesmigrati-
onsausschuss am 11. Juni 2021 eine Erklärung zur Solidarität mit Jüdinnen und Juden in 
Deutschland veröffentlicht. Darin heißt es: „Wir stehen für einen friedlichen Dialog sowohl in al-
len politischen Auseinandersetzungen als auch Glaubenskonflikten und verurteilen daher die an-
tisemitischen Ausschreitungen, die Angriffe auf jüdische Menschen, ihre Einrichtungen und 
Symbole. Jüdisches Leben kann und muss in Deutschland sicher sein – und das nicht nur im Ver-
borgenen, sondern auch in der Öffentlichkeit.“ 
 
Veröffentlichung der ver.di-Handlungshilfe gegen Rassismus - für Aktive im Betrieb 
 
In der neu entstandenen AG Antirassismus und gewerkschaftliche Bildung des BMA wurde die 
Handlungshilfe redaktionell begleitet. Basierend auf Erfahrungen aus der betrieblichen Praxis, 
gibt die ver.di-Handlungshilfe praktische Empfehlungen und Hilfen an die Hand, wie ein kollegi-
aler und respektvoller Umgang mit diesem wichtigen Thema geschaffen werden kann: Für ein 
Betriebsklima, das von Solidarität und Guter Arbeit für alle Beschäftigten geprägt ist. Seit dem 
Erscheinen der Handlungshilfe im Juni 2022 wird diese stark in der Organisation nachgefragt.  
 

 
 
 

BMA Arbeitsgruppen - AG Frauen und Gleichstellung  
 

Die neugegründete AG hat zum internationalen Frauentag 2022 eine Veranstaltung zum Thema 
Genitalverstümmelung durchgeführt, auf der über dieses häufig übersehene Menschenrechtsver-
brechen an Frauen informiert wurde. Ende April trafen sich die Aktiven der AG mit dem Bereich 
Frauen- und Gleichstellungspolitik der ver.di Bundesverwaltung und den Landesfrauensekretärin-
nen, um die Arbeit der AG vorzustellen und gemeinsame Projekte zu entwickeln.  
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2. FOKUS BETRIEB 

 
„Systemrelevant, ungeschützt und jenseits 
vom Homeoffice – Zur Situation migranti-
scher Beschäftigter in der Corona-Krise“  

 

Bei der online-Veranstaltung am 23.06.2020 

griff ver.di das zentrale Thema der damaligen 

Tage auf. Wie durch ein Brennglas zeigten sich 

in der Corona-Krise soziale Unterschiede und 

Spaltungen am Arbeitsmarkt in besonders 

deutlicher Weise. Das Virus trifft nicht alle 

gleich, das betrifft besonders die Arbeitswelt, 

wie uns der extreme Anstieg von Infektionen 

bei osteuropäischen Beschäftigten in der 

Fleischindustrie gezeigt hat. Viele Branchen, in 

denen ver.di aktiv ist, wie die Pflege, Reinigung, 

Handel oder Logistik, wurden in der Corona-

Ausnahmesituation als „systemrelevant“ einge-

stuft und den Kolleg*innen viel Wertschätzung 

entgegengebracht.  

Eine Studie des Deutschen Zentrums für Integ-

rations- und Migrationsforschung (DeZIM)  

machte deutlich, dass Systemrelevanz und  

 

materielle Anerkennung nicht Hand in Hand ge-

hen. Das betraf im wesentlichen Frauen im All-

gemeinen, aber auch Migrant*innen.  

Die Co-Autor*innen der Studie „Systemrele-

vant und prekär beschäftigt: Wie Migrant*in-

nen in unsicheren Arbeitsverhältnissen unser 

Gemeinwesen aufrechterhalten“, Almuth Lietz 

und Samir Khalil vom DeZIM, wiesen bei der 

Veranstaltung darauf hin, dass gerade in den 

prekären Zonen der systemrelevanten Branchen 

sehr viele Migrant*innen beschäftigt sind. Sie 

machen hier 35,5 Prozent der Beschäftigten aus 

– das liegt weit über 

ihrem generellen 

Anteil am Arbeits-

markt, der im 

Schnitt ca. ein Vier-

tel der Beschäftig-

ten beträgt. Neben 

Pflege und Reini-

gung betrifft dies 

den Bereich der 

Postzustellung und 

Fahrzeugführung im 

Straßenverkehr; Tä-

tigkeiten, die nicht 
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einfach ins Home-Office verlagert werden 

könnten. Diese Entwicklung spiegele die Verän-

derungen auf dem deutschen Arbeitsmarkt wi-

der: Neue Stellen würden zunehmend in Form 

prekärer Beschäftigungsverhältnisse geschaf-

fen. Dies trifft auf viele systemrelevante Berufe 

in besonderem Maße zu. Zugleich steige in 

Deutschland die Zahl der Migrant*innen, die in 

den vergangenen Jahren eingewandert seien. 

Da Migrant*innen häufig unter schwierigeren 

Startbedingungen in den Arbeitsmarkt einstie-

gen, seien sie eher bereit, Beschäftigungen un-

ter prekären Bedingungen aufzunehmen, so die 

Autor*innen weiter. 

 
Ninja Bandow, damalige stellvertretende Vorsit-
zende des ver.di-Bundesmigrationsausschusses 
sprach sich dafür aus, dass die Gewerkschaft als 
Lehre aus der Corona-Krise prekäre und unge-
schützte Arbeitsverhältnisse noch intensiver 
zum Thema mache: „Gerade Migrantinnen und 
Migranten profitieren von Tarifverträgen, hier 
müssen wir Organisierung voranbringen und 
uns auch dafür einsetzen, dass soziale und Auf-
enthaltsrechte für alle gelten.“ 
 
Anerkennung von Covid-19 als Berufs-
krankheit – BMA unterstützt Aufklärung 
unter Migrant*innen  
 
Ein weiteres Thema war die Anerkennung von 
Covid-19 als Berufskrankheit. ver.di organisiert 
viele Branchen mit einem hohen Anteil von 
Menschen mit Migrationshintergrund. Das zu-
ständige Bundesvorstandsmitglied erläuterte, 
dass im Falle einer Anerkennung der Erkran-
kung als Berufskrankheit die gesetzliche Unfall-
versicherung die Kosten der anstehenden Heil-
behandlung und die der medizinischen, berufli-
chen und sozialen Rehabilitation übernehme. 
Viele Kolleg*innen machten bei den BMA-Sit-
zungen deutlich, wie wichtig es ist, dass die In-
formationen dazu breit gestreut und übersetzt 

werden, gerade weil viele nicht-deutsche Kol-
leg*innen ihre Rechte diesbezüglich nicht ken-
nen. Das ver.di Referat Migrationspolitik hat 
deshalb eine kurze Handlungshilfe in sieben 
Sprachen (Arabisch, Bosnisch, Bulgarisch, Eng-
lisch, Polnisch, Rumänisch und Türkisch) veröf-
fentlicht, die darüber informiert, wie sich Be-
schäftigte bei einer Covid-19-Erkrankung am 
Arbeitsplatz verhalten müssen, falls der Arbeit-
geber die erforderliche Pflichtmeldung ver-
säumt hat. 
Die Informationen wurden durch den Bundes-
migrationsausschuss breit verteilt.  
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Inflationsentwicklung und Krisensituation migrantischer Kolleg*innen

 

 
 
Ein wichtiges Thema des BMA war die Inflations- und Wirtschaftsentwicklung und die gewerk-
schaftlichen Antworten, auf die sich zuspitzende soziale Krise. Viele Kolleg*innen hatten den Ein-
druck, dass bisher noch zu wenig zur Kenntnis genommen wird, welche Gruppen besonders von 
der Inflation betroffen sind. Insbesondere Menschen im Niedriglohnsektor und in prekären Ar-
beitsverhältnissen sowie solche im Transferleistungsbezug haben keinerlei Spielräume, um die 
Kostensteigerungen aufzufangen.  
 
Zu den von den Einkommensverlusten besonders hart getroffenen Personengruppen gehörten 
auch viele Menschen mit Zuwanderungsgeschichte. Bei einer Befragung des Deutschen Zentrum 
für Integrations- und Migrationsforschung (DeZIM) zur Frage, wer von den Folgen der Inflation 
besonders betroffen ist, wird dieses Bild bestätigt. Es wird deutlich, dass Personen, die keine deut-
sche Staatsbürgerschaft haben, im Schnitt eine signifikant größere Betroffenheit angeben als Per-
sonen mit deutscher Staatsbürgerschaft. Dieser Eindruck wurde in der Diskussion von vielen Kol-
leg*innen bestätigt. Viele Kolleg*innen wiesen darauf hin, dass es in den kommenden Tarifrunden 
besonders darauf ankomme, gute Ergebnisse für die Beschäftigten in den unteren Lohngruppen 
zu erzielen, da diese besonders von den Preissteigerungen betroffen seien und hier viele Mig-
rant*innen arbeiteten.  
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Digitalisierung, Plattformökonomien und 
Migration 

 

Im Rahmen der Sitzung im Herbst 2022 lud der 

BMA Dr. Moritz Altenried, Wissenschaftler der 

Humboldt-Universität zu Berlin, ein, um über 

den Zusammenhang zwischen Logistik, Migra-

tion und digitaler Plattformökonomie zu spre-

chen: 2025 werden etwa 25 Millionen Men-

schen in der EU über digitale Plattformen wie 

Amazon Logistics, Uber, Helpling, Gorillas etc. 

arbeiten. Es handelt sich dabei um eine hetero-

gene soziale Gruppe, es verbindet sie aber, dass 

sie überwiegend migrantisch sind. Ohne Migra-

tion gäbe es keine Plattformökonomie, viele 

Migrant*innen finden bei Plattformen wie U-

ber, Helpling etc. leichter einen Einstieg in den 

Arbeitsmarkt. Es handelt sich überwiegend um 

flexible Vertragsverhältnisse, fehlende Absiche-

rung und Scheinselbstständigkeit.  

 

In den meisten Ländern sind die Gewerkschaf-

ten zögerlich bei der Organisierung, weil es sich 

um viele Selbstständige und viele Migrant*in-

nen handelt, beide Gruppen gelten als schwer 

organisierbar. Dennoch gibt es europaweit 

starke Arbeitskämpfe von Migrant*innen ge-

gen die Ausbeutung durch die Plattformen. Als 

Reaktion will die EU-Kommission die Plattfor-

men stärker regulieren und Scheinselbststän-

digkeit einschränken. Das zeige, dass die 

Kämpfe von Migrant*innen erfolgreich den di-

gitalen Kapitalismus verändern. Altenried plä-

dierte dafür, neue gewerkschaftliche Strategien 

auszuprobieren und zu etablieren, um Selbst-

ständige und Migrant*innen zu erreichen und 

zu organisieren. 

 
 

 
 
Veranstaltung zu 50 Jahren migrantischer 
Mitbestimmung und den Betriebsratswah-
len 2022 

 Viele Millionen Menschen die hier leben und 
arbeiten sind von der politischen Mitbestim-
mung durch Wahlen ausgeschlossen, weil sie 
keine deutsche Staatsangehörigkeit haben. 
Auch im Betrieb war das passive Wahlrecht, 
also das Recht selber zu den Betriebsratswah-
len kandidieren zu können, lange Zeit deut-
schen Beschäftigten vorbehalten.  

 
Am 18. Januar 2022 jährte sich die Novellierung 
des Betriebsverfassungsgesetzes zum 50. Mal: 
Seitdem dürfen Menschen ohne deutschen 
Pass nicht nur wählen (das dürfen sie seit 
1952), sondern sich auch wählen lassen. BMA-
Vertreter*innen sprachen 2022 bei zwei 
ver.di/IG Metall Veranstaltungen zur Reform 
des Betriebsverfassungsgesetzes und zur Betei-
ligung von Migrant*innen an den Betriebsrats-
wahlen in diesem Jahr.  
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3. MIGRATION GESTALTEN 

Beteiligung des BMA-Vorsitzenden an 
DGB/FES-Tagung zur Einwanderungspoli-
tik 

Im Juni 2019 verabschiedete der Deutsche Bun-
destag ein ganzes Gesetzespaket mit neun Ein-
zelgesetzen zum Themengebiet Migration und 
Integration. Diese Gesetze werden die Migrati-
ons- und Integrationspolitik der Bundesrepublik 
auf viele Jahre prägen. 

Bei der Fachtagung „Migration und Arbeit: 
Neue Gesetze bekommt das Land und was wird 
das ändern?“ am 11. September 2019 disku-
tierten Vertreter*innen aus Gewerkschaften, 
Wirtschaft und Verwaltung über die nun erziel-
ten Fortschritte in diesen Politikfeldern sowie 
die aus Ihrer Sicht weiterhin bestehenden Her-
ausforderungen. Mit von der Partie war auch 
Erdoğan Kaya, Personalrat bei den Berliner Ver-

kehrsbetrieben, Vorsitzender des ver.di Bundes-
migrationsausschusses. Konsens bei der Podi-
umsdiskussion war, dass die langfristige In-
tegration von Arbeitsmigranten und –migran-
tinnen in die Gesellschaft sowie ihre vollum-
fängliche Teilhabe als Gestaltungsaufgabe auf 
der politischen Agenda bleibt. 

Kritische Bewertung des Fachkräfteein-
wanderungsgesetzes 

In vielen Sitzungen griff der BMA die Reformen 
zur Intensivierung der Einwanderung auf. Nach 
der Zielsetzung des Fachkräfteeinwanderungs-
gesetzes vom 1. März 2020 sollen Fachkräfte 
aus Drittstaaten, die eine anerkannte Qualifika-
tion und einen inländischen Arbeitsvertrag vor-
weisen, nunmehr in allen Berufen in Deutsch-
land arbeiten können, zu denen sie ihre Quali-
fikation befähigt. Damit ist kein grundlegender 
Wandel in der Gesetzgebung vollzogen, son-

dern das Bestehende wurde lediglich geringfü-
gig weiterentwickelt. Viele Kolleg*innen ver-
missten im Gesetz echte Regelungen zur Fami-
lienzusammenführung und zu den Rechten 
dauerhaft in Deutschland bleiben zu können. 
Das Sprachniveau B2 im Ausland zu erreichen, 
um nach Deutschland einreisen zu dürfen sei 
eine große Hürde. Andere befürchteten, dass 
sich die Arbeitgeber weiter aus ihrer Verantwor-
tung entziehen, in Deutschland auszubilden.  
 
Ein besonderes Augenmerk galt den Einfallsto-
ren für die gesteigerte Ausbeutung migranti-
scher Arbeitskräfte aufgrund der Abhängigkeit 
von Vermittlungsagenturen im Herkunftsland 
und der aufenthaltsrechtlichen Bindung an den 
Arbeitgeber in Deutschland.  Der BMA stellte 
fest, dass eine gelingende Einwanderung einen 
guten Arbeitsmarkt mit sozialer Absicherung 
für alle Menschen erfordert. Ein gerechter und 
sozialer Arbeitsmarkt ist die Voraussetzung für 
Teilhabe inklusive Mitbestimmungsrechten. Der 
Niedriglohnsektor führe jedoch zu sozialen Ver-
werfungen und Spannungen und steht daher 
einer Integration entgegen. Es seien zwar gute 
Konzepte zur Integration von internationalen 
Fachkräften vorhanden, nur müssen noch ent-
sprechende Instrumente geschaffen werden.  
 
Partizipation und Vielfalt im Öffentlichen 
Dienst  

Bei der Sitzung im Feb-
ruar 2021 wurde sich 
unter anderem mit 
dem neugefassten 
Berliner Gesetz für 
mehr Vielfalt im Öf-
fentlichen Dienst (Par-
tizipationsgesetz) be-
fasst. Das Gesetz setzt 
viele ver.di Forderun-
gen um, in 
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dem es verbindliche Maßnahmen für mehr Vielfalt im Öffentlichen Dienst festschreibt.  
ver.di hat sich in den vergangenen Jahren und erneut beim Bundeskongress 2019 mit einem ei-
genen Beschluss dafür stark gemacht, dass der öffentliche Dienst als Vorreiter einer inklusiven 
Beschäftigungs- und Ausbildungspolitik gezielt seinen Anteil an Beschäftigten und Auszubilden-
den mit Migrationshintergrund steigert. Grundlage sollte dafür ein Bundespartizipationsgesetz 
sein, das verbindliche Maßnahmen zur Zielerreichung beinhaltet. Mit der Novellierung des Berliner 
Gesetzes zur Förderung der Partizipation in der Migrationsgesellschaft (PartMigG) hat die rot-rot-
grüne Landesregierung einen Weg eingeschlagen, der dieses Vorhaben auf der Ebene eines Lan-
desgesetzes umsetzen will. Statt einer festen Quote sollen im neuen Berliner Partizipations- und 
Migrationsgesetz nun „Förderpläne und 
Zielvorgaben für alle öffentlichen Stellen 
des Landes Berlin“ eingeführt werden, um 
den Anteil von Menschen mit Migrations-
geschichte zu erhöhen.  
 
Seminar zur Bundestagswahl und Be-
teiligung an der unteilbar-Demo am 4. 
September 2021 
 
Bei dem Seminar im August 2021, wurden 
die migrationspolitischen Forderungen der 
Parteien anhand der Wahlprogramme 
analysiert und mit den Erwartungen der 
Kolleg*innen von ver.di verglichen. Am Samstag beteiligten sich die Kolleg*innen zusammen mit 
den Mitgliedern des Bundesmigrationsausschuss der IG Metall am Gewerkschaftsblock der unteil-
bar-Demo.  
Auf der Demo hielt ein Kollege des BMA auch eine Rede für das Gremium. Darin ging er darauf 
ein, dass viele Migrant*innen in den systemrelevanten Berufen arbeiten und höhere Mindest-
löhne, Tarifbindung und Entfristungen gerade diesen Kolleg*innen helfen würden.  

 
 
 
 
 
 



 

12 

Veranstaltung zur Bundestagswahl 2021 in 
Kooperation mit der IG Metall  

 
Zusammen mit dem Ressort Migration und Teil-
habe der IG Metall wurde am 9. September 
2021 eine gemeinsame migrationspolitische 
online-Veranstaltung zur Bundestagswahl 
durchgeführt. Zugesagt hatten die Bundestags-
kandidat*innen Filiz Polat (Grüne), Gökay 
Akbulut (Die Linke) und Dr. Karamba Diaby 
(SPD). Die CDU/CSU hatte keine Teilnehmer be-
nannt.  
Vier Ehrenamtliche der Migrationsausschüsse 
beider Gewerkschaften konfrontierten die 
MdBs mit den gewerkschaftlichen Positionen 
aus den Themenfeldern Flucht/ Aufenthalt (ak-
tuelle humanitäre Situation in Afghanistan), 
Wahlrecht/Partizipation/Einbürgerung, gesetzli-
che Maßnahmen gegen Rechts/Rassismus, 
Transformation und soziale Sicherheit. Dabei 
traten bei einigen Themen, wie der Bewertung 
der Regierungsmaßnahmen gegen Rechtsextre-
mismus, deutliche Unterschiede zwischen den 
Parteien zu Tage.  

 

 
Auswertung der Bundestagswahl  

 
Bei der Sitzung im Oktober 2021 wurden die 
(migrationspolitischen) Erwartungen des BMA 
an die Koalitionsverhandlungen gemeinsam zu-
sammengetragen, um sie über den ver.di Bun-
desvorstand in die Koalitionsverhandlungen der 
Parteien der Ampel einzuspeisen. Dazu zählen 
u.a. die erleichterte Einbürgerung und Ermögli-
chung der doppelten Staatsbürgerschaft, ein 
Bundesantidiskriminierungsgesetz und die Än-
derung des Arbeitszeit- und Befristungsgesetz 
im Sinne der Beschäftigten.  

 
 
 
 
 

 
Erstes Migrationsgesetz der Ampel: BMA 
sieht Chancenaufenthaltsrecht als unzu-
reichend an 

 
Bleiberecht ermöglichen. Die Betroffenen sol-
len einmalig auf Probe eine einjährige Aufent-
haltserlaubnis bekommen. In dieser Zeit müssen 
sie nachweisen, dass sie etwa die deutsche 
Sprache beherrschten und ihren Lebensunter-
halt sichern könnten. Dann soll ihnen langfristi-
ges Bleiberecht erteilt werden. Straftäter*innen 
sollten davon ausgeschlossen bleiben, ebenso 
Personen die bei den Ausländerbehörden fal-
sche Angaben über ihre Identität gemacht ha-
ben. 
Aufgrund der Auflagen und Voraussetzungen 
(Identitätsklärung, Passbeschaffung, Mindest-
dauer der Duldung von fünf Jahren, Lebensun-
terhaltsicherung) könnten, ähnlich wie bei ver-
gleichbaren Vorstößen in der Vergangenheit, 
aber viele Menschen hiervon ausgeschlossen 
bleiben.  
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Die BMA-Kolleg*innen diskutierten das Vorha-
ben, viele äußerten Kritik an den unrealistischen 
Vorgaben. Die Kritik wurde durch den zustän-
digen Sekretär an den DGB weitergeben und 
ging in die gemeinsame gewerkschaftliche Stel-
lungnahme ein.  

 

 

Solidarität mit der geduldeten Kollegin Fa-

rah Demir aus Hannover  

Der BMA solidarisierte sich mit der Kollegin und 

Intensivpflegerin, die seit 36 Jahren als Staaten-

lose in Duldung lebt. Sie soll jetzt ihre Identität 

durch einen DNA-Test nachweisen. Gerade hier 

zeigt das Chancenaufenthaltsrecht seine Gren-

zen, weil die Identitätsklärung oftmals nicht in 

der Hand der Betroffenen liegt. 

 

 

                                                           
 

4.#KeinWirOhneUns: EINFLUSSNAHME 

FÜR MEHR VIEFALT IN VER.DI UND DEM 

DGB  

Stärkung der Vielfalt bei den ver.di Be-
schäftigten durch das Traineeprogramm 
 
Auf Betreiben des BMA wurde die Ausschrei-
bung für das Trainee Programm von ver.di in ei-
nem ersten Schritt um einen Passus ergänzt, der 
deutlich signalisiert, dass ver.di die Erhöhung 
des Anteils von Kolleg*innen mit Einwande-
rungsbiographien/Migrationshintergrund an-
strebt. Die Ausschreibung wurde durch die Ak-
tiven an migrantische Kolleg*innen und Netz-
werke gestreut und beworben.    
In einem zweiten Schritt hat der BMA darauf 
gedrungen, dass das ver.di-Trainee-Programm 
auf freiwilliger Basis das Kriterium Migrations-
geschichte

1
 erhebt, um zu ermitteln, wie viele 

Bewerber*innen und Neueingestellte eine sol-
che haben. Das trägt zur Transparenz bei und 
macht die Steuerung von Maßnahmen möglich. 
Der Anteil neu eingestellter Kolleg*innen mit 
Migrationsgeschichte hat sich in Folge deutlich 
gesteigert. Das bestätigt einmal mehr: Um ziel-
gerichtete Maßnahmen für Vielfalt und den Ab-
bau von Barrieren zu ergreifen, benötigen wir 
bessere Daten und Grundlagen.  
 

1 So definiert ver.di das Kriterium für die Bewerber*innen: 

„Als Personen mit Migrationsgeschichte gelten zunächst Per-
sonen mit Migrationshintergrund. Personen verfügen über 
einen Migrationshintergrund, wenn sie selbst oder mindes-
tens ein Elternteil die deutsche Staatsangehörigkeit nicht 
durch Geburt besitzen. Als Personen mit Migrationsge-
schichte gelten des Weiteren Personen, die rassistisch diskri-
miniert werden und Personen, denen ein Migrationshinter-
grund allgemein zugeschrieben wird. Diese Zuschreibung 
kann insbesondere an phänotypische Merkmale, Sprache, 
Namen, Herkunft, Nationalität und Religion anknüpfen. Die 
Angabe zur Migrationsgeschichte ist freiwillig.“  
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Präsentation der Migrant*innen beim 
ver.di Frauenrat 
 
Die Notwendigkeit gemeinsam zu arbeiten, um 
ver.di vielfältiger und solidarischer zu machen, 
war die zentrale Botschaft bei der Präsentation 
des BMA bei der Sitzung des Bundesfrauenrats 
am 1. Oktober 2021. Die Kolleg*innen verwie-
sen auf die ungebrochen positive Mitglie-
derentwicklung bei Migrant*innen und warben 
dafür, die Verbesserung der Vielfalt in den eige-
nen Reihen zu einer wesentlichen Bedingung 
für die erfolgreiche Umsetzung von Program-
men der Nachwuchsentwicklung und Men-
tor*innenschaft zu machen.  
 
Mitarbeit in der Projektgruppe Zukunft der 
Mitgliedergewinnung  
 
Viele Kolleg*innen begrüßten, dass ver.di eine 
übergreifende Arbeitsgruppe von Haupt- und 
Ehrenamtlichen einrichten wird, um neue Kon-
zepte für die Mitgliedergewinnung zu entwi-
ckeln und wiesen auf das große Potential hin, 
Migrant*innen durch zielgerichtete Ansprache 
zu erreichen. An der Projektgruppe nimmt 
Charly Johnson für den Gewerkschaftsrat und 
den BMA teil.  
 
BMA-Kolleg*innen engagieren sich für 
mehr Vielfalt im DGB 
 
Ein Mitglied des BMA nahm als Delegierte am 
Ordentlichen Bundeskongress des DGB teil. Der 
Antrag F 002 zur Stärkung der Migrant*innen 
im DGB wurde am letzten Tag diskutiert. Die 
ver.di Beiträge wurden durch Kolleg*innen der 
IG Metall gut ergänzt. Yasmin Fahimi reagierte 
positiv und versprach verschiedene Maßnah-
men zu ergreifen. Der Antrag wurde als Arbeits-
material angenommen. 

AG Vielfalt im Gewerkschaftsrat (GR) 
 
Im Sommer 2022 präsentierte der BMA seine 
Arbeit im ver.di Gewerkschaftsrat und forderte 
ein, dass der beim Bundeskongress beschlos-
sene Antrag S 045 zur Stärkung der Vielfalt in 
ver.di bearbeitet wird. Daraus folgte ein Be-
schluss des GR, mit dem verbindliche Maßnah-
men zur Verbesserung der Vielfalt in ver.di ent-
wickelt werden sollen. Mehrere Kolleg*innen 
des BMA beteiligen sich an der gemeinsamen 
Arbeitsgruppe mit weiteren Mitgliedern des 
GR, um Lösungen zu erarbeiten und bereits vor-
liegende Vorschläge auf ihre Umsetzbarkeit zu 
überprüfen. Die Präsentation der Ergebnisse im 
GR steht noch aus.  
 
Gespräch des neuen BMA-Vorstands mit 
dem ver.di Vorsitzenden Frank Werneke 
 

 
 
Vor der BMA-Sitzung Anfang März 2022 nahm 
sich der ver.di Vorsitzende Frank Werneke Zeit, 
um den im Oktober 2021 neu gewählten Vor-
stand des Ausschusses kennenzulernen. Es 
wurde über die Frage der Verbesserung der Re-
präsentation von Kolleg*innen mit Migrations-
geschichte in den ver.di Strukturen und über 
die Mitgliederentwicklung gesprochen. Der 
stellvertretende BMA-Vorsitzende Serdar Kara 
stellte dar, welchen positiven Beitrag ein viel-
fältiges Gremium bei dieser Frage spielen kann. 
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Als freigestellter Betriebsrat hat er in den letz-
ten Monaten ca. 70 Beschäftigte für ver.di ge-
wonnen.  
 
 
5. BILDUNGS- UND ERINNERUNGSARBEIT  

Gewerkschaftliche Bildungs- und Erinne-
rungsarbeit in der Einwanderungsgesell-
schaft 

 
Der BMA hat zusammen mit dem Referat Mig-
rationspolitik eine Vielzahl von Bildungssemi-
naren organisiert oder sich bei bestehenden 
Seminaren und Tagungen eingebracht. Einige 
Seminare wurden durch die BMA-AG Antira 
und Gewerkschaftliche Bildung konzipiert, die 
sich auch damit beschäftigt hat, wie Migration 
und Antirassismus im Bildungsprogramm ver-
ankert sind.   
 
Eine Auswahl:  

 

 Seminar zur Geschichtsschreibung in 
der Einwanderungsgesellschaft (August 
2019)  

 Sozialpolitische Wochenenden des Res-
sort Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik 
(jährlich im September)  

 Seminar „Professionell und Spaß dabei 
– Seminar für (neue) Aktive in der ge-
werkschaftlichen Migrationsarbeit“ 
(2019)  

 Seminar „Kein Wahlkampf gegen un-
sere Interessen – Migration und Bun-
destagswahl“ (2021)  

 Tagung „Unsere Alternative heißt Soli-

darität“ des Zako (Ende Oktober 2021) 

 Seminar „Von Black Lives Matter zum 

Migrant Pay Gap“ (2022) 
 

 

 

Info-Abend zur Gewinnung neuer Teamen-

der für die ver.di Bildungsarbeit 

 

Im November 2021 stellte ein hauptamtlicher 
Kollege aus der ver.di Bildungsarbeit bei einem 
öffentlichen Termin der AG die Ausbildungs-
reihe für Teamende in ver.di vor, um mehr Mig-
rant*innen als Teamende zu gewinnen und den 
Einstieg in die Bildungsarbeit leichter zu gestal-
ten.    

 

 

 

DGB-Veranstaltung zu 60 Jahren Anwerbe-
abkommen und Verleihung Hans-Böckler-
Medaille  
 
Anlässlich des 60. Jahrestags der Unterzeich-
nung des Anwerbeabkommen zwischen 
Deutschland und der Türkei ehrte der DGB Ak-
tive mit Einwanderungsgeschichte. Unter dem 
Titel „60 Jahre Anwerbeabkommen und seine 
Auswirkungen auf die Teilhabe von Eingewan-
derten in Gewerkschaften“, diskutierten türkei-
stämmige Gewerkschafter*innen mit Anja Piel 
aus dem DGB-Bundesvorstand über ihre Erfah-
rungen in den Gewerkschaften und ihr Ankom-
men in Deutschland.   



 

16 

 

 

 
Im Rahmen eines Beitrages von Dr. Simon Goeke (Ludwig Maximilian Universität München) wurde 
die historische Dimension der Anwerbung nach Deutschland beleuchtet und diskutiert, welche 
Position die Gewerkschaften historisch einnahmen. Anschließend verlieh Anja Piel, die höchste 
Auszeichnung des DGB, die Hans-Böckler Medaille, an verdiente türkeistämmige Gewerkschaf-
ter*innen aus der Phase der Anwerbung. Dazu gehörte Erdogan Kaya, ehemaliger Personalrat der 
Berliner Verkehrsbetriebe und langjähriger Vorsitzender des ver.di Bundesmigrationsausschusses. 
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